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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 14/4331, 14/5263 

Gesetz zur Änderung beamten- und richterrechtlicher 
Vorschriften 

§ 1 

 

Das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. August 1998 (GVBl S. 702, 
BayRS 2030-1-1-F), zuletzt geändert durch § 10 des Geset-
zes vom 16. Dezember 1999 (GVBl S. 521), wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

Die Worte „Art. 80e Zuständigkeit, Hinweispflicht“ 
werden ersetzt durch die Worte „Art. 80e Zeitliche 
Höchstgrenzen, Zuständigkeit, Hinweispflicht“. 

2. In Art. 9 Abs. 2 wird der Klammerzusatz „(Art. 48 
Abs. 4 EG-Vertrag)“ ersetzt durch den Klammerzusatz 
„(Art. 39 Abs. 4 EG-Vertrag)“. 

3. In Art. 51 Satz 1 wird der Klammerzusatz „(Art. 36 
Satz 1, Art. 37)“ ersetzt durch den Klammerzusatz 
„(Art. 36 Abs. 1, Art. 37)“. 

4. Art. 56 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 1 werden nach den Worten „vollendet 
hat“ die Worte „und nicht Altersteilzeit im Block-
modell (Art. 80d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2) in Anspruch 
nimmt, soweit nicht besonders schwerwiegende 
Gründe eine Versetzung in den Ruhestand vor Er-
reichen der gesetzlichen Altersgrenze rechtferti-
gen,“ eingefügt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „den Betrag hinzuzu-
verdienen, der ein Siebtel der monatlichen Bezugs-
größe (§ 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes) beträgt“ ersetzt durch die Worte 
„einen Betrag in Höhe von 630 Deutsche Mark 
hinzuzuverdienen“.  

5. Art. 80b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 2 und 4 werden aufgehoben. 

bb) Die bisherigen Sätze 3, 5 und 6 werden Sätze 
2, 3 und 4. 

b) In Absatz 2 wird Satz 2 aufgehoben; der bisherige 
Satz 1 wird alleiniger Satz dieses Absatzes. 

6. Art. 80c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. Der bisherige Absatz 4 
wird Absatz 3. 

b) In Absatz 3 (neu) wird Satz 2 aufgehoben. Der bis-
herige Satz 1 wird alleiniger Satz dieses Absatzes. 

7. Art. 80d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Bei Altersteilzeit im Blockmodell (Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2) gilt als Beginn des Ruhestands 
der Zeitpunkt, der für den Eintritt in den Ruhe-
stand wegen Erreichens der gesetzlichen Al-
tersgrenze oder nach Art. 56 Abs. 5 Satz 1 
Nr. 2 maßgebend ist, soweit nicht besonders 
schwerwiegende Gründe im Sinn des Art. 56 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 vorliegen.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

cc) In Satz 3 werden die Worte „August 2004“ 
durch „Januar 2010“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) Sätze 2 bis 5 erhalten folgende Fassung: 

„2Art. 80a Abs. 2 gilt entsprechend. 3Treten 
während des Bewilligungszeitraumes einer 
nach Satz 1 Nr. 2 im Blockmodell bewilligten 
Altersteilzeit Umstände ein, welche die vorge-
sehene Abwicklung der Freistellung vom 
Dienst unmöglich machen, so ist die gewährte 
Altersteilzeit abweichend von Art. 49 
BayVwVfG mit Wirkung für die Vergangen-
heit in folgenden Fällen zu widerrufen: 

1. bei Beendigung des Beamtenverhältnisses, 

2. beim Dienstherrnwechsel, 

3. bei Gewährung von Urlaub nach Art. 80b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 80c Abs. 1 Nr. 2 
oder 
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4. in besonderen Härtefällen, wenn dem Be-
amten die Fortsetzung der Altersteilzeit 
nicht mehr zuzumuten ist. 

4Ein Widerruf erfolgt nicht, soweit Zeiten aus 
der Ansparphase durch eine gewährte Freistel-
lung bereits ausgeglichen wurden; dabei gelten 
die unmittelbar vor dem Eintritt in die Freistel-
lungsphase liegenden Ansparzeiten als durch 
die Freistellung ausgeglichen. 5Gleichzeitig 
mit dem Widerruf wird der Arbeitszeitstatus 
des Beamten entsprechend des in der Anspar-
phase geleisteten und nicht durch Freistellung 
ausgeglichenen Arbeitszeitumfangs festge-
setzt.“ 

bb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6. 

8. Art. 80e wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Zeitliche Höchstgrenzen, Zuständigkeit, Hinweis-
pflicht“ 

b) Es wird folgender neuer Absatz 1 eingefügt: 

„(1) 1Die Dauer von Beurlaubungen  nach Art. 80b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Art. 80c Abs. 1 und 3 oder 
Art. 8, 8b Bayerisches Richtergesetz (BayRiG) und 
Teilzeitbeschäftigung nach Art. 80b Abs. 2 darf 
insgesamt zwölf Jahre nicht überschreiten. 2Bei der 
Berechnung der Höchstdauer bleiben Zeiten einer 
Teilzeitbeschäftigung nach Art. 80b Abs. 2 von bis 
zu drei Jahren Dauer sowie Zeiten einer Teilzeitbe-
schäftigung nach Art. 80b Abs. 2 während des Er-
ziehungsurlaubs außer Betracht. 3Bei Beamten im 
Schul- oder Hochschuldienst kann der Bewilli-
gungszeitraum einer Beurlaubung nach Art. 80b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Art. 80c Abs. 1 Nr. 1 auch 
beim Wegfall der tatbestandlichen Voraussetzun-
gen bis zum Ende des laufenden Schulhalbjahres 
oder Semesters ausgedehnt werden. 4In den Fällen 
des Art. 80c Abs. 1 Nr. 2 findet Satz 1 keine An-
wendung, wenn eine Rückkehr zur Voll- oder Teil-
zeitbeschäftigung nicht zumutbar ist. 5In den Fällen 
des Art. 80c Abs. 3 ist Satz 1 mit der Maßgabe an-
zuwenden, dass die Dauer des Urlaubs fünfzehn 
Jahre nicht übersteigen darf.“ 

c) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden Absätze 2 
und 3. 

9. In Art. 106 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „sechs 
Jahren“ ersetzt durch die Worte „fünf Jahren“. 

10. Art. 125 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Zur Ernennung des Direktors und der Beamten von 
der Besoldungsgruppe A 15 an ist die Zustimmung des 
Ältestenrats erforderlich.“ 

§ 2 

 
Das Bayerische Richtergesetz (BayRS 301-1-J), zuletzt 
geändert durch § 23 des Gesetzes vom 16. Dezember 1999 
(GVBl S. 521), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 1 werden nach den Worten „vollendet 
hat“ die Worte „und nicht Altersdienstermäßigung 
im Blockmodell (Art. 8c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) in 
Anspruch nimmt, soweit nicht besonders schwer-
wiegende Gründe eine Versetzung in den Ruhe-
stand vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 
rechtfertigen,“ eingefügt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „den Betrag hinzuzu-
verdienen, der ein Siebtel der monatlichen Bezugs-
größe (§ 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes) beträgt“ ersetzt durch die Worte 
„einen Betrag in Höhe von 630 Deutsche Mark 
hinzuzuverdienen“. 

2. Art. 8c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Bei Altersdienstermäßigung im Blockmodell 
gilt als Beginn des Ruhestands der Zeitpunkt, 
der für den Eintritt in den Ruhestand wegen 
Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze oder 
nach Art. 7 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 maßgebend ist, 
soweit nicht besonders schwerwiegende Grün-
de im Sinn des Art. 7 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 vor-
liegen.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden die Worte „und Abs. 5“ ge-
strichen. 

bb) Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„2Treten während des Bewilligungszeitraumes 
einer nach Absatz 1 Nr. 2 im Blockmodell be-
willigten Altersdienstermäßigung Umstände 
ein, welche die vorgesehene Abwicklung der 
Freistellung vom Dienst unmöglich machen, so 
ist die gewährte Altersdienstermäßigung ab-
weichend von Art. 49 BayVwVfG mit Wir-
kung für die Vergangenheit in folgenden Fäl-
len zu widerrufen: 

1. bei Beendigung des Richterverhältnisses, 

2. beim Dienstherrnwechsel, 
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3. bei Gewährung von Urlaub nach Art. 8 
Abs. 1 Nr. 2 oder Art. 8b Abs. 1 Nr. 2 o-
der 

4. in besonderen Härtefällen, wenn dem 
Richter die Fortsetzung der Altersdiens-
termäßigung nicht mehr zuzumuten ist.  

3Ein Widerruf erfolgt nicht, soweit Zeiten aus 
der Ansparphase durch eine gewährte Freistel-
lung bereits ausgeglichen wurden; dabei gelten 
die unmittelbar vor dem Eintritt in die Freistel-
lungsphase liegenden Ansparzeiten als durch 
die Freistellung ausgeglichen.“ 

cc) Es wird folgender Satz 4 angefügt: 

„4Gleichzeitig mit dem Widerruf wird der Ar-
beitszeitstatus des Richters entsprechend des in 
der Ansparphase geleisteten und nicht durch 
Freistellung ausgeglichenen Arbeitszeitum-
fangs festgesetzt.“ 

§ 3 
 

In Art. 21 Abs. 2 Satz 3 des Bayerischen Hochschullehrer-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Sep-
tember 2000 (GVBl. S 712, BayRS 2030-1-2-WFK) wer-
den die Worte „Satz 4“ durch die Worte „Sätze 4 und 5“ 
ersetzt. 
 

§ 4 
 
1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. 2Ab-
weichend hiervon treten § 1 Nr. 7 Buchst. b und § 2 Nr. 2 
Buchst. b mit Wirkung vom 1. August 1999 in Kraft. 

Der Präsident: 

Böhm 


